
Wirtschaft

SPIEGEL: Frau Nahles, das Gesetz zum Min-
destlohn ist seit gut hundert Tagen in Kraft.
Wann heben Sie es wieder auf?
Nahles: Überhaupt nicht, denn Millionen
von Arbeitnehmern bekommen dadurch
erstmals einen ordentlichen Lohn. Es gab
Horrorszenarien von riesigen Arbeitsplatz-
verlusten. Das Gegenteil ist der Fall. Wir
sind weit davon entfernt, auch nur Indizien
zu sehen, dass es zu größeren Arbeitsplatz-
verlusten irgendwo in dieser Republik ge-
kommen ist. Die Einführung des Mindest-
lohns ist eine Erfolgsgeschichte.
SPIEGEL:Dennoch steht Ihr Gesetz seit Mo-
naten in der Kritik. Kein Tag vergeht, an
dem nicht Wirtschaftsvertreter und Politi-
ker Ihres Koalitionspartners CDU/CSU es
als schädlich für die Wirtschaft geißeln.
 Leben die in einer anderen Welt?
Nahles: Zumindest wundere ich mich. Wir
haben das Gesetz gemeinsam verabredet,
erarbeitet und verabschiedet. Jetzt müssen
wir den Mindestlohn vernünftig umsetzen.
Dabei wünsche ich mir Unterstützung und
nicht, dass sich Teile des Koalitionspartners
vor den Karren einzelner Interessen span-
nen lassen, die den Mindestlohn aus Prin-
zip nicht wollen. Aber das passiert gerade.
SPIEGEL: Auch Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat erklärt, dass es Änderungen
geben könnte.
Nahles: Ich habe den Auftrag,
die Umsetzung des Mindest-
lohns eng zu begleiten. Bei
einer solch großen Reform
gibt es immer Schwierigkei-
ten am Anfang. Die muss ich
beseitigen, das ist mein Job.
Nach den bisherigen Erfah-
rungen sehe ich allerdings
keinen Anlass, das Gesetz zu
ändern.
SPIEGEL: Sie sollen noch in
diesem Monat der Koalition
einen Zwischenbericht zur
Wirkung des Mindestlohns
vorlegen. Wie sieht Ihre bis-
herige Bilanz aus?
Nahles: Insgesamt läuft es gut,
der Mindestlohn kommt an.
Aber er bringt Praktiken ans
Licht, die sich bislang keiner
so genau angeschaut hat und
die sehr unterschiedlich sind.
Viele Probleme, über die wir
derzeit reden, haben nicht
 direkt mit dem Mindestlohn
zu tun, sondern zum Beispiel
mit Arbeitszeiten. Ein Bei-

spiel: Während der Erntezeit fahren bei
mir zu Hause für ein paar Tage von mor-
gens früh bis spät in die Nacht die Mäh-
drescher über das Feld. Aus gutem Grund,
denn die Ernte muss so schnell wie mög-
lich eingebracht werden. Wenn Sie zwölf
Arbeitsstunden am Tag für einen Ernte-
helfer aufschreiben, ist nicht der Mindest-
lohn Ihr Problem, solange Sie ihn auch
zahlen. Aber Sie dokumentieren damit ei-
nen Verstoß gegen das Arbeitszeitgesetz
und landen in der Illegalität. Dieses Pro-
blem lösen wir gerade.
SPIEGEL:Wie denn? Indem Sie das Arbeits-
zeitgesetz ändern?
Nahles: Nein, das Arbeitszeitgesetz ist
 bereits so allgemein gefasst, dass es auch
solche Arbeitszeiten ausnahmsweise zu-
lassen würde. Aber viele Bundesländer
haben die zulässige Arbeitszeit bislang
restriktiv gehandhabt. Ich habe in den
 vergangenen Wochen in Gesprächen mit
meinen Länderkollegen eine Verabredung
getroffen, dass es für Ausnahmefälle bei
der Saisonarbeit flexible Möglichkeiten
geben soll, über die im Arbeitszeitgesetz
generell vorgesehenen maximal zehn
Stunden zu gehen. Das ist ein Durch-
bruch und beseitigt die meisten Schwie-
rigkeiten, etwa für Schausteller oder
 Erntehelfer.

SPIEGEL: Gibt es weiteren Änderungsbe-
darf?
Nahles: Viel Unsicherheit herrscht beim
Thema Ehrenamt. Es ist aus dem Mindest-
lohngesetz ausgenommen. Jetzt stellen wir
aber fest, es gibt in Deutschland überhaupt
keine klare Regelung, was ein Ehrenamt
ist und was nicht: Wir haben da einen
Graubereich, in dem viel Platz für kreative
Lösungen war. Mit dem Mindestlohn brau-
chen wir aber eine glasklare, einfache
Trennung: Was ist Ehrenamt ohne Min-
destlohn und was Beschäftigung mit Min-
destlohn? Wir müssen die Regeln anpassen
und vereinheitlichen. Auch dafür engagie-
re ich mich. Denn die Bereitschaft zu eh-
renamtlichem Engagement müssen wir er-
halten und sogar noch weiter ausbauen.
SPIEGEL: Die Kritiker befürchten, dass der
Mindestlohn viele Minijobs kostet, und for-
dern Ausnahmen.
Nahles: Die wird es mit mir nicht geben.
Wir reden hier über den Kern des Min-
destlohns: Wer arbeitet, hat Anspruch 
auf Mindestlohn – ob er eine, zehn oder
vierzig Stunden in der Woche arbeitet.
Punkt. Wir haben bei den Branchen -
mindest löhnen in den vergangenen Jahren
erlebt, wie dort die Mindestlöhne umgan-
gen wurden. Das müssen und werden wir
hier verhindern.

SPIEGEL: Der Hauptvorwurf
gegen Ihr Gesetz lautet mitt-
lerweile, Sie hätten ein Büro-
kratiemonster erschaffen.
Nahles: Was für ein Unsinn!
Sie können keinen Mindest-
lohn ohne Regeln und Kon-
trollen einführen. Kein moder-
ner Staat kommt ohne Ver -
abredungen und deren Über-
prüfung aus. Das nennt man
Rechtsstaatlichkeit. Die Auf-
zeichnungspflichten gelten le-
diglich für gewerbliche Mini-
jobs und in neun Branchen,
die nicht umsonst im Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz ste-
hen. Es ist doch in diesem
Land nichts grundsätzlich
Neues, dass Unternehmen die
Arbeitszeiten ihrer Mitarbei-
ter erfassen und notieren.
SPIEGEL:Wie viele Arbeitneh-
mer sind denn zusätzlich von
den Dokumentationspflich-
ten betroffen?
Nahles: Darüber liegen uns
keine verlässlichen Zahlen

75DER SPIEGEL 16 / 2015

FO
TO

: 
C
H
R
IS

TI
A
N
 T

H
IE

L

Ministerin Nahles

„Ich wundere mich“
Jobs Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles, 44, verteidigt den Mindestlohn 

gegen dessen Kritiker. Sie sieht keinen Anlass, das Gesetz zu ändern.



vor. Aber weil es eben unabhängig vom
gesetzlichen Mindestlohn in den meisten
Unternehmen gang und gäbe ist, die gear-
beiteten Stunden zu dokumentieren, ist
das jetzt für die übergroße Mehrheit der
Arbeitgeber und ihrer Beschäftigten keine
große Veränderung. Und ich weiß aus Ge-
sprächen und Unternehmensbesuchen,
dass es dort, wo es neu ist, einfach und
ohne viel Tamtam angepasst wird.
SPIEGEL: Die Union will vor allem die Ver-
dienstgrenze von 2958 Euro senken, bis zu
der die Arbeitszeit beim Mindestlohn do-
kumentiert werden muss. Bei 8,50 Euro
sind das 348 Stunden im Monat. Wer ar-
beitet schon so lange?
Nahles: Täuschen Sie sich nicht. Bei der
Saisonarbeit, etwa im Sommer auf dem
Bau, kommt das durchaus vor. Wir haben
diese Zahl nicht gegriffen. Es ist der Ver-
dienst, den Sie mit dem Mindestlohn er-
reichen können, wenn Sie alle legalen Aus-
nahmen des Arbeitszeitgesetzes nutzen.
Diese Grenze haben wir innerhalb der
 Koalition und auch mit den Arbeitgebern
diskutiert.
SPIEGEL:Unionspolitiker wie Michael Fuchs
vom Wirtschaftsflügel der CDU oder die
bayerische Wirtschaftsministerin Ilse Ai-
gner würden am liebsten die Doku -
mentationspflichten ebenso wie die Min-
destlohnkontrollen radikal beschneiden.
Die Begründung: Sie belasten die Wirt-
schaft und stellen sie unter Generalver-
dacht.
Nahles: Die Unternehmen in Deutschland
wollen den Mindestlohn zahlen und tun
dies auch, das zeigen die Anrufe bei unse-
rer Hotline. Aber wir müssen diese ehrli-
chen Arbeitgeber vor denen schützen, die
sich dadurch einen Wettbewerbsvorteil
schaffen, dass sie den Mindestlohn nicht
bezahlen. Doch wie soll das ohne Kontrol-
le gehen? Dadurch würde die kleine Grup-
pe der Unehrlichen nur etwas größer. Wer
wie Frau Aigner fordert, die Kontrollen
komplett auszusetzen, der lädt unverblümt
zur Umgehung des Mindestlohns ein. Da-
für sollte sie sich schämen.
SPIEGEL: Werden Sie dennoch dem Koali -
tionspartner entgegenkommen?
Nahles:Meine Aufgabe ist es, dafür zu sor-
gen, dass der Mindestlohn bei den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern an-
kommt und in der Praxis gut umgesetzt
werden kann – und nicht, dem Koalitions-
partner entgegenzukommen. Es gibt noch
Klärungsbedarf an einigen Stellen. Daran
arbeiten wir, aber das hat nichts mit dem
eigentlichen Mindestlohngesetz zu tun.
Wenn noch Schwierigkeiten auftauchen,
bin ich bereit, diese anzupacken. Ich bin
aber nicht bereit, der Umgehung des
 Mindestlohns Tür und Tor zu öffnen. Die
Dokumentationspflichten und die Kontrol-
len sind unverzichtbar. 

Interview: Markus Dettmer
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Für das Wohl ihrer Haustiere scheuen
viele Deutsche weder Kosten noch Mü-
hen. Überanstrengte Tiere dürfen sich

in Spas erholen, bei leichtem Magengrim-
men geht es mit dem Kaninchen zum Ho-
möopathen. Fast vier Milliarden Euro gaben
die Deutschen 2013 allein für Tierfutter aus.

Täglich müssen hierzulande 28 Millio-
nen Mäuler und Schnäbel gestopft wer-
den – sieben Millionen mehr als im Jahr
2000. Denn inzwischen hält über die Hälfte
aller Familien ein Heimtier. 

Von der Fürsorge für die tierischen Mit-
bewohner profitiert eine boomende Bran-
che, Verkaufsketten wie Fressnapf vermel-
den Rekordumsätze. Verdient wird dabei
weniger an den Tieren selbst. Das Geschäft
funktioniert nach dem Prinzip der Dru-
ckerpatronen: Die Hardware wird den
Kunden quasi hinterhergeworfen, Kasse
wird mit dem Zubehör gemacht, am Nip-
pes für die Nager. Katzenstreu, Hunde -
sofas und Hamsterrädern.

Besonders wichtig für die Branche ist
der Verkauf der Kleintiere, er gilt als Ein-
stiegssegment. Mit Kaninchen und Meer-
schweinchen werden Stammkunden ge-
wonnen. Der Handel wirbt um die Tier-
freunde mit großen Worten: Fressnapf
etwa sieht sich als „Verbündeter zwischen

Mensch und Tier“, die Gartencenter-Kette
Dehner behauptet, sich für das Wohlbefin-
den der angebotenen Kleintiere verant-
wortlich zu fühlen. Die Rede ist von Ethik,
moralischen Verpflichtungen, zertifizierten
Lieferanten. 

Doch die Idylle trügt. Nach Recherchen
des SPIEGEL und des ARD-Magazins „Re-
port Mainz“ stammen viele der im Handel
erhältlichen Tiere aus Zuchtstätten in den
Niederlanden, Tschechien und Deutsch-
land, wo sie unter üblen Bedingungen ge-
halten werden. 

Aktivisten der Tierschutzorganisation
Peta nahmen in den vergangenen Monaten
die Lieferwege auch großer Ketten wie
Fressnapf, Futterhaus, Dehner und Obi
 unter die Lupe. Dabei filmten sie Tausende
Tiere in überfüllten Käfigen oder winzigen
Plastikboxen. Viele mussten in ihren Aus-
scheidungen leben, manche waren verletzt,
andere verwesten bereits. In einigen Ka-
narienkäfigen kam es zu Kannibalismus. 

Die Qualen in der Heimtierindustrie hält
der Peta-Wissenschaftler Edmund Hafer-
beck für „systemimmanent“. Ohne vernünf-
tigen Grund, sagt das Tierschutzgesetz, darf
keinem Tier Schmerz oder Leid zugefügt
werden. „Es ist nicht ansatzweise zu begrün-
den, warum gequälte Kaninchen, Hamster
oder Meerschweinchen als Ware in Bau-
märkten verscherbelt werden“, sagt Hafer-
beck, der die Szene seit Jahren beobachtet.
Es gehe der Branche um „Monetik statt
Ethik“. Wegen Verstoßes gegen das Tier-
schutzgesetz hat Peta diese Woche zwölf
Zuchtbetriebe und Großhändler angezeigt.

Einer von ihnen ist Dennis Grofemeier
aus Melle. Grofemeier sagt, sein Betrieb
 arbeite ordnungsgemäß und sei aus „Liebe 
zu den Tieren“ entstanden. Schon als Kind
züchtete er Zebrafinken. Inzwischen ist der
Garten seines Wohnhauses nahezu komplett
mit Käfigen und Volieren bebaut. Von außen
machen sie einen ordentlichen Eindruck.

Trügerisches
Idyll
Tierhandel In der deutschen
Heimtierbranche herrschen
 erschreckende Zustände. 
Doch der Gesetzgeber sieht
 keinen Grund zum Eingreifen.

Kaninchen auf einer Zuchtschau


